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Wichtigste Ergebnisse und 
Stellungnahmen der FRA 

Gewalt gegen Menschen mit Behinderung in Einrichtungen ist nach wie vor weit 

verbreitet, wird aber in ganz Europa kaum gemeldet. Gewalttaten umfassen ein breites 

Spektrum ausbeuterischer, missbräuchlicher und erniedrigender Handlungen, die 

gegen die Verpflichtungen der Europäischen Union (EU) und der EU-Mitgliedstaaten 

gemäß internationalen und europäischen Menschenrechtsnormen verstoßen. Der 

Schutz vor Gewalt basiert auf dem Übereinkommen der Vereinten Nationen über die 

Rechte von Menschen mit Behinderungen (im Folgenden 

„Behindertenrechtskonvention“), dem wichtigsten Menschenrechtsvertrag für die 

gleichberechtigte Wahrnehmung aller Menschenrechte und Grundfreiheiten durch 

Menschen mit Behinderung. Die Behindertenrechtskonvention verpflichtet die 

Vertragsstaaten, dafür zu sorgen, dass das Recht auf Leben, auf Freiheit von Gewalt, 

auf Autonomie und auf Freiheit sowie das Recht auf Sicherheit in Einrichtungen 

gewahrt werden. Das absolute Verbot von Folter und Verpflichtungen zur Verhütung 

von Folter und zur Untersuchung von Foltervorwürfen sind im Übereinkommen der 

Vereinten Nationen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder 

erniedrigende Behandlung oder Strafe (im Folgenden „Übereinkommen gegen Folter“), 

im Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte (IPBPR), in der 

Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) und in der Europäischen Konvention 

zur Verhütung von Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder 

Strafe verankert. Die Staaten sind verpflichtet, in allen Bereichen, einschließlich in 

Einrichtungen – verstanden als abgegrenzte Umgebungen, in denen Menschen ohne 

Mitbestimmungsrecht zusammenleben und keine Kontrolle über ihr Leben haben – vor 

Folter und Misshandlung zu schützen. 

Der Vertrag über die Europäische Union (EUV) und die Charta der Grundrechte der 

Europäischen Union (im Folgenden „Grundrechtecharta“) schreiben die Grundwerte 

und Menschenrechtsnormen der EU fest, indem sie eine Kombination aus 

Grundrechten, Grundsätzen und sekundärrechtlichen Bestimmungen vorsehen und 

sich an internationalen Menschenrechtsinstrumenten wie der 

Behindertenrechtskonvention orientieren, die von der EU und allen Mitgliedstaaten 

ratifiziert wurde. 

Zusammen bilden diese Instrumente einen robusten Schutzrahmen, der die EU und 

ihre Mitgliedstaaten verpflichtet, das Recht von Menschen mit Behinderung auf 

Freiheit von und Schutz vor Gewalt zu wahren und die Rechenschaftspflicht innerhalb 

von Einrichtungen sicherzustellen. 
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Dieser Bericht der Agentur der Europäischen Union für Grundrechte (FRA) soll 

nationale Behörden in ihren Bemühungen unterstützen, die gesetzlichen 

Verpflichtungen ihres Staates zum Schutz vor sowie zur Verhütung und zur 

Bekämpfung von Gewalt gegen Menschen mit Behinderung in Einrichtungen zu 

erfüllen. Die in dem Bericht enthaltenen Erkenntnisse und Empfehlungen beruhen auf 

einer soziologisch-rechtlichen Analyse, die sich auf Daten aus Sekundärforschung in 

den 27 Mitgliedstaaten plus Albanien, Nordmazedonien und Serbien sowie auf 

qualitative Untersuchungen aus zehn Mitgliedstaaten (Deutschland, Irland, Italien, 

Kroatien, Lettland, Malta, Polen, Portugal, Slowakei und Slowenien) stützt. 

Durch die systematische Anwendung eines menschenrechtsbasierten Ansatzes wird in 

diesem Bericht ein dreiteiliger Rahmen für die Umsetzung wirksamer Maßnahmen zur 

Beendigung der Gewalt gegen Menschen mit Behinderung in Einrichtungen umrissen. 

Zunächst werden die spezifischen rechtlichen Standards und Garantien untersucht, die 

Einzelpersonen vor verschiedenen Formen von Gewalt schützen. 

Zweitens werden strukturelle Schutzvorkehrungen und Abhilfemaßnahmen 

beleuchtet, mit denen verhindert wird, dass es überhaupt zu Gewalt kommt. 

Und drittens werden die Verfahren analysiert, mit denen auf Vorfälle von Gewalt 

reagiert wird, sobald diese aufgetreten sind, um die Rechenschaftspflicht zu 

sicherzustellen. 

Während die geltenden Menschenrechtsnormen uns die Begründung für Maßnahmen 

liefern (d. h. warum Maßnahmen erforderlich sind), hilft dieser Rahmen dabei, die 

erforderlichen operativen Schritte auszuarbeiten (d. h. was getan werden muss). Es 

wird ferner argumentiert, dass die zu treffenden Maßnahmen auf einem 

menschenrechtsbasierten Ansatz (im Folgenden „Menschenrechtsansatz“) beruhen 

sollten (d. h. wie Maßnahmen ergriffen oder gestaltet werden sollten). Beim 

Menschenrechtsansatz handelt es sich um einen normativen konzeptionellen Rahmen, 

der auf die Förderung und den Schutz der Menschenrechte im Einklang mit 

verbindlichen Menschenrechtsnormen ausgerichtet ist. Die fünf Grundsätze, die 

diesem Ansatz zugrunde liegen – Teilhabe, Rechenschaftspflicht, Nichtdiskriminierung, 

Selbstbestimmung und Rechtmäßigkeit – sowie die in Artikel 3 der 

Behindertenrechtskonvention festgelegten allgemeinen Grundsätze – einschließlich 

der Achtung der dem Menschen innewohnenden Würde und seiner individuellen 

Autonomie – bilden einen wirksamen operativen Rahmen für die Bekämpfung von 

Gewalt gegen Menschen mit Behinderung in Einrichtungen. 

Die FRA gibt die folgenden Stellungnahmen ab, um die nationalen Behörden bei der 

Einhaltung ihrer rechtlichen Verpflichtungen zu unterstützen und die 

Rechenschaftspflicht in Einrichtungen sicherzustellen. Diese Stellungnahmen ergänzen 
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und untermauern frühere Stellungnahmen der FRA zu den Rechten von Menschen mit 

Behinderung sowie zu den Rechten der Opfer und greifen diese teilweise erneut auf. 

Bei der Beantwortung dieser Stellungnahmen sollten die EU-Organe und die 

Mitgliedstaaten die aktive Beteiligung von Menschen mit Behinderung und ihrer 

Vertretungsorganisationen sicherstellen, wie in Artikel 4 Absatz 3 der 

Behindertenrechtskonvention vorgesehen und entsprechend den im Rahmen des 

Menschenrechtsansatzes festgelegten Grundsätzen der Teilhabe und 

Selbstbestimmung. 

Stärkung des Schutzes vor Gewalt 

„Meiner Meinung nach kann das Problem der Gewalt in Einrichtungen nur gelöst 

werden, indem man Einrichtungen abschafft. Das System lässt sich nicht ändern. 

Deshalb müssen wir es in die Luft jagen. Das ist die einzige Möglichkeit, die uns 

noch bleibt.“ 

Mitglied einer zivilgesellschaftlichen Organisation, Lettland 

Verankerung eines Menschenrechtsansatzes im 
nationalen Recht und in der nationalen Politik 

 
Die Einbindung eines Menschenrechtsansatzes in Gesetze und Richtlinien zur Regelung 

der Pflege, Betreuung und Unterstützung von Menschen mit Behinderung, die in 

Einrichtungen leben, würde dazu beitragen, die nationalen Rahmen mit den 

allgemeinen Grundsätzen gemäß Artikel 3 bzw. den Verpflichtungen gemäß Artikel 4 

der Behindertenrechtskonvention in Einklang zu bringen. Darüber hinaus sind die 

Staaten gemäß den Artikeln 10, 12, 14, 15, 16 und 19 der 

Behindertenrechtskonvention verpflichtet, dafür zu sorgen, dass die Gesetze und 

Systeme zur Regelung der Pflege und Betreuung so gestaltet sind, dass das Recht auf 

Leben, auf Rechtsfähigkeit, auf Freiheit und auf Schutz vor Gewalt sowie das Recht auf 

ein Leben in der Gemeinschaft gewahrt bleiben. Dadurch wird sich der Schwerpunkt 

aller Aspekte des Rechtsschutzes und der Unterstützung von institutioneller Kontrolle 

hin zu Autonomie, Würde und Inklusion verlagern. Im Rahmen der weiter gefassten 

internationalen und europäischen Menschenrechtsnormen sind Menschen mit 

Behinderung auch vor Folter und Misshandlung geschützt, so nämlich durch das 

Übereinkommen gegen Folter (Artikel 1, 2 und 16), den IPBPR (Artikel 7) und die EMRK 

(Artikel 3). Die EMRK spielt eine entscheidende Rolle beim Schutz der Rechte von 

Menschen mit Behinderung in Einrichtungen, indem sie das Recht auf Leben (Artikel 2), 

das Recht auf Freiheit und Sicherheit (Artikel 5) und das Recht auf Achtung des Privat- 
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und Familienlebens (Artikel 8) garantiert. Der Europäische Gerichtshof für 

Menschenrechte (EGMR) hat bekräftigt, dass Staaten eine positive Verpflichtung 

haben, Einzelpersonen in Einrichtungen vor Schaden zu schützen. 

Das Primärrecht der EU, insbesondere die Grundrechtecharta und Artikel 6 EUV, bildet 

die Grundlage für die Entwicklung umfassender menschenrechtsbasierter Maßnahmen 

auf EU-Ebene. Die Grundrechte aller Menschen mit Behinderung spiegeln sich in den 

politischen Instrumenten der EU wider, darunter die EU-Strategie für die Rechte von 

Menschen mit Behinderungen 2021-2030, die europäische Säule sozialer Rechte und 

die Europäische Strategie für Pflege und Betreuung. Gemäß Artikel 153 Absatz 1 

Buchstabe j des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) 

ergänzen Initiativen auf EU-Ebene zur Modernisierung der Sozialschutzsysteme die 

Verpflichtungen der Mitgliedstaaten und sind darauf ausgerichtet, die 

Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten zu fördern. 

Erkenntnisse der FRA zeigen jedoch, dass viele nationale Rechtsvorschriften nach wie 

vor nicht ausreichen, um die Rechte und die Würde von Menschen mit Behinderung zu 

schützen, insbesondere, wenn es um den Schutz vor Gewalt in Einrichtungen geht. Alle 

Mitgliedstaaten haben nationale Rahmenwerke für die Behindertenpolitik entwickelt, 

aber nur sehr wenige dieser Rahmenwerke umfassen konkret den Schutz vor Gewalt. 

Über die Art und das Ausmaß der Gewalt gegen Menschen mit Behinderung in 

Einrichtungen in den Mitgliedstaaten ist nur wenig bekannt, was die Notwendigkeit 

einer systematischen Erhebung zuverlässiger Daten unterstreicht. In den 

gesundheitsbezogenen Rechtsvorschriften werden bestimmte Formen von Gewalt, 

z. B. Zwangsbehandlungen oder unfreiwillige Behandlungen, eher geregelt als 

verboten, wodurch die medizinischen und wohlfahrtsstaatlichen Modelle von 

Behinderung verstärkt werden. Es gibt erhebliche Lücken bei der Gewährleistung einer 

wirksamen Überwachung von Einrichtungen, um Gewalt zu verhindern und die 

Rechenschaftspflicht zu gewährleisten. Auch in Bezug auf den Zugang zu 

Informationen und zugänglichen Beschwerdemechanismen bestehen große Defizite, 

was den Zugang zu Abhilfeverfahren für Opfer erschwert. In seinen abschließenden 

Bemerkungen zum zweiten und dritten regelmäßigen Bericht der EU aus dem 

Jahr 2025 empfiehlt der Ausschuss für die Rechte von Menschen mit Behinderungen 

der EU, „die Umsetzung der Behindertenrechtskonvention zu verbessern“ und im 

Rahmen ihrer Zuständigkeiten Initiativen zu ergreifen, um die Mitgliedstaaten bei der 

Erfüllung ihrer rechtlichen Verpflichtungen zu unterstützen, indem „Standards […] für 

die Prävention und Untersuchung von Todesfällen in Einrichtungen, die von der 

Europäischen Union finanziert werden, entwickelt werden“. 
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Stellungnahme 1 der FRA 

Die Mitgliedstaaten werden aufgefordert, eine gründliche Bewertung der 

Vereinbarkeit ihrer nationalen Rechts- und Regulierungsrahmen für die institutionelle 

Pflege und Betreuung mit ihren rechtlichen Verpflichtungen nach internationalem und 

europäischem Recht vorzunehmen. 

Um sicherzustellen, dass die Maßnahmen evidenzbasiert sind, und um die Fortschritte 

zu verfolgen, sollten die Mitgliedstaaten zuverlässige, vergleichbare und aktuelle 

Informationen und Daten über rechtliche und politische Maßnahmen und deren 

Ergebnisse im Hinblick auf den Schutz vor, die Verhütung von und die Reaktion auf 

Gewalt gegen Menschen mit Behinderung in Einrichtungen erheben und 

zusammenstellen. 

Beendigung der Institutionalisierung 

Die Vertragsstaaten der Behindertenrechtskonvention, zu denen die 

27 Mitgliedstaaten und die EU selbst gehören, erkennen das gleiche Recht aller 

Menschen mit Behinderung auf ein unabhängiges Leben und auf Einbeziehung in die 

Gemeinschaft an, wie es in Artikel 19 verankert ist. Die Abschaffung der 

Institutionalisierung ist von wesentlicher Bedeutung für die Verwirklichung aller Rechte 

von Menschen mit Behinderung, darunter das Recht auf Autonomie und Würde 

(Artikel 3), Freiheit und Sicherheit (Artikel 14) sowie Schutz vor allen Formen von 

Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch (Artikel 16). 

Die EU und ihre Mitgliedstaaten haben Strategien entwickelt, um das Recht auf ein 

unabhängiges Leben zu unterstützen. Die Mitgliedstaaten nutzen die 

Finanzierungsinstrumente der EU innerhalb des mehrjährigen Finanzrahmens – 

darunter der Europäische Sozialfonds und der Europäische Fonds für regionale 

Entwicklung –, um die nationalen Bemühungen zum Übergang von institutionellen zu 

gemeindenahen Diensten zu unterstützen. Voraussetzung für die Inanspruchnahme 

von EU-Mitteln ist die Einhaltung der Behindertenrechtskonvention, und es gibt EU-

Mechanismen, um Mittel im Falle eines Missbrauchs auszusetzen oder 

zurückzufordern. In seinen abschließenden Bemerkungen zum zweiten und dritten 

regelmäßigen Bericht der EU aus dem Jahr 2025 fordert der Ausschuss für die Rechte 

von Menschen mit Behinderungen die EU auf, ihren Rechenschaftsrahmen zu nutzen, 

um EU-Mittel auszusetzen oder zurückzufordern, wenn Fälle von Gewalt in von der EU 

finanzierten Einrichtungen festgestellt werden, insbesondere in Fällen, in denen es in 

Einrichtungen zu Todesfällen gekommen ist, die hätten vermieden werden können. 

Ferner geht aus aktuellen Daten hervor, dass die Bemühungen zur Beendigung der 

Institutionalisierung noch keine bedeutenden Veränderungen für die direkt 
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betroffenen Menschen bewirkt haben, was auch in früheren Untersuchungen der FRA 

hervorgehoben wurde. Im Jahr 2024 veröffentlichte die Europäische Kommission 

spezifische Leitlinien für die Mitgliedstaaten zur Verwendung von EU-Mitteln, um den 

Übergang von der institutionellen Pflege und Betreuung zu gemeindenahen Diensten 

zu beschleunigen. 

Beteiligte aus verschiedenen Ländern und Interessengruppen haben betont, wie 

wichtig es ist, dass den nationalen Verpflichtungen zur Deinstitutionalisierung 

nachgekommen wird, unter anderem indem bereits bestehende Strategien bewertet, 

überprüft und umgesetzt werden. Des Weiteren betonten viele, dass Initiativen zur 

Deinstitutionalisierung menschenrechtsbasiert und menschenzentriert sein und nicht 

einfach nur auf die Schaffung kleinerer Einrichtungen ausgerichtet sein sollten, die die 

Merkmale institutionalisierter und unpersönlicher Formen der Pflege und Betreuung 

beibehalten. 

Stellungnahme 2 der FRA 

Gemäß ihren aus der Behindertenrechtskonvention erwachsenden Verpflichtungen 

und um den inhärenten Risiken von Gewalt in Einrichtungen entgegenzuwirken, die auf 

einer Einschränkung der Autonomie beruhen und für die es keine Schutzvorkehrungen 

gibt, sollten die Mitgliedstaaten ihre Bemühungen zur Schließung von Einrichtungen 

erneuern und intensivieren. Strategien zur Deinstitutionalisierung sollten konkrete 

Ziele und Fristen enthalten, angemessen finanziert sein und menschenzentrierte Wege 

zur Inklusion von Menschen mit Behinderung in die Gemeinschaft umfassen. 

Der EU-Gesetzgeber sollte sicherstellen, dass die EU ihren Verpflichtungen im Bereich 

der Menschenrechte und Grundrechte gemäß der Behindertenrechtskonvention und 

der Grundrechtecharta im Rahmen der Vorschriften des mehrjährigen Finanzrahmens 

für die Zeit nach 2027 in vollem Umfang nachkommt. Werden in EU-finanzierten 

Einrichtungen Fälle von Gewalt festgestellt, so sollte die Europäische Kommission ihren 

Rechenschaftsrahmen nutzen, um EU-Mittel auszusetzen oder zurückzufordern. 

Förderung kohärenter und wirksamer 
Rahmenbedingungen 

Das Regulierungsumfeld in den 30 untersuchten Ländern zeigt erhebliche Unterschiede 

hinsichtlich der Gestaltung rechtlicher und politischer Schutzvorkehrungen und deren 

Umsetzung durch die Einrichtungen. 

Menschen mit Behinderung, die in Einrichtungen leben, fallen oft durch die Maschen 

bestehender Schutzmechanismen. Die Aufsichtsmechanismen und 

Schutzvorkehrungen variieren zwischen verschiedenen Arten von Einrichtungen – 
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insbesondere zwischen psychiatrischen und sozialen Diensten –, aber auch zwischen 

den einzelnen lokalen Zuständigkeitsbereichen. Die Folge ist ein ungleiches 

Schutzniveau für Menschen mit Behinderung, das von der Art oder dem Standort der 

Einrichtung, in der die betroffenen Menschen leben, sowie der Art der bestehenden 

Aufsichtsmechanismen abhängt. Außerdem unterscheiden sich die 

Schutzvorkehrungen auch je nach Gruppe – beispielsweise Frauen, Kinder, ältere 

Menschen oder Personen mit psychosozialen oder geistigen Behinderungen –, was zu 

einem uneinheitlichen Schutzniveau und einer verwässerten Rechenschaftspflicht 

führt. Die Ergebnisse der FRA zeigen, dass in weniger als der Hälfte der 30 

untersuchten Länder die Standards oder Vorschriften für die Arbeitsweise der 

Einrichtungen ausdrücklich auf den Schutz vor und die Verhütung von Gewalt abzielen. 

In seinem Urteil von 2024 in der Rechtssache Validity Foundation im Namen von 

T. J./Ungarn stellt der EGMR fest, dass Mängel sich aus der unwirksamen Durchsetzung 

bestehender Rahmenbedingungen ergeben, was häufig auf unzureichende Ressourcen 

zurückzuführen ist. Diese Feststellung wurde von den im Rahmen dieser Untersuchung 

befragten Sachverständigen bestätigt, die konsequent auf die Kluft zwischen den 

bestehenden rechtlichen Rahmenbedingungen (Recht in der Theorie) und ihrer 

tatsächlichen Anwendung in der Praxis (Recht in der Praxis) hinwiesen. 

Ein weiteres wiederkehrendes Thema war der Mangel an praktischen Leitlinien und 

Instrumenten zur Unterstützung der wirksamen Umsetzung bestehender 

Rechtsvorschriften und Strategien und zur Ausrichtung der Schutzbemühungen auf 

Prävention statt auf Reaktion. Das Fehlen landesweiter Mindeststandards und die 

Abhängigkeit von internen institutionellen Mechanismen für die Meldung von 

Verstößen verschärfen die Schutzlücken zusätzlich. 

Stellungnahme 3 der FRA 

Die Mitgliedstaaten werden aufgefordert, nationale Schutzrahmen zu prüfen, zu 

entwickeln und umzusetzen, die mit der Behindertenrechtskonvention im Einklang 

stehen und geschlechts- und altersspezifischen Aspekten sowie dem individuellen 

Schutzbedarf Rechnung tragen. 

Solche Rahmen sollten kohärent und angemessen finanziert sein und rechtebasierte 

praktische Leitlinien, Protokolle und Instrumentarien zur Prävention von und Reaktion 

auf Fälle von Gewalt in allen Arten von Einrichtungen, in denen Menschen mit 

Behinderung betreut werden, umfassen. 
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Bessere Prävention durch Überwachung 

„Ich spreche hier von den rechtlichen Rahmenbedingungen, die regeln, wie eine 

Einrichtung in Fällen, in denen bestimmte Arten von Gewalt festgestellt werden, 

handeln sollte. [Dies] bleibt immer der Einrichtung selbst oder ihrer Leitung 

überlassen […].“ 

Vertreter einer unabhängigen Überwachungsstelle, Slowenien 

Harmonisierung und Stärkung der Überwachung 

Eine wirksame Überwachung ist von zentraler Bedeutung, wenn es darum geht, 

Verstöße zu verhindern. Gemäß Artikel 16 Absatz 3 der Behindertenrechtskonvention 

müssen die Vertragsstaaten sicherstellen, dass alle Einrichtungen, die für Menschen 

mit Behinderung bestimmt sind, von unabhängigen Behörden überwacht werden, um 

jede Form von Ausbeutung, Gewalt und Missbrauch zu verhindern, während Artikel 33 

Absatz 2 einen unabhängigen Rahmen für die Überwachung der Umsetzung der 

Behindertenrechtskonvention insgesamt vorsieht. 

Unabhängige nationale Überwachungsmechanismen dienen nicht nur der 

Verhinderung von Gewalt, sondern sind auch für die Erfüllung der im Übereinkommen 

gegen Folter festgelegten Verpflichtungen und für die Gewährleistung der 

Rechenschaftspflicht von entscheidender Bedeutung. Das Fakultativprotokoll zum 

Übereinkommen gegen Folter verpflichtet die Staaten, nationale Stellen – nationale 

Präventionsmechanismen – einzurichten, die von der Regierung völlig unabhängig sind, 

mit ausreichenden Finanzmitteln ausgestattet sind und das Mandat haben, alle Orte 

unter der Hoheitsgewalt oder Kontrolle des jeweiligen Vertragsstaats zu besuchen, an 

denen Personen ihrer Freiheit beraubt sind oder beraubt werden könnten. Der 

Unterausschuss der Vereinten Nationen zur Verhinderung von Folter und anderer 

grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe hat 

klargestellt, dass der Begriff „Orte der Freiheitsentziehung“ (Artikel 4 des 

Fakultativprotokolls zum Übereinkommen gegen Folter) so zu verstehen ist, dass er 

öffentliche und private Sozialfürsorgeeinrichtungen umfasst, in denen Personen de 

jure oder de facto ihrer Freiheit beraubt werden können, einschließlich Einrichtungen, 

in denen Menschen mit Behinderung leben. 

Die Untersuchungen der FRA haben ergeben, dass eine Vielzahl unterschiedlicher 

öffentlicher Stellen für diese Überwachung zuständig ist. In fast allen untersuchten 

Ländern verteilt sich die Überwachung auf viele Akteure, darunter 

Regierungsbehörden, Regulierungsbehörden für Gesundheits- und Sozialdienste sowie 

regionale Verwaltungen. 
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Darüber hinaus wenden die Überwachungsstellen aufgrund fehlender standardisierter 

Leitlinien unterschiedliche Standards und Methoden an. Umfang und Häufigkeit der 

Überwachung variieren ebenfalls. Viele öffentliche und unabhängige 

Überwachungsstellen verfügen nicht über ausreichende finanzielle oder personelle 

Ressourcen, um regelmäßige Besuche durchzuführen, was dazu führt, dass sie eher 

reaktiv und fallbezogen handeln, sobald Vorfälle öffentlich werden. Die Folge sind 

Lücken beim Schutz, Diskrepanzen in der Wirksamkeit der Überwachung sowie 

potenziell widersprüchliche Überwachungsergebnisse. Das Fehlen einer unabhängigen 

Überwachung stellt eine erhebliche Einschränkung dar, wenn die Überwachung in 

erster Linie von Regierungsbehörden durchgeführt wird. 

Den Mitgliedstaaten mangelt es nach wie vor an wirklich unabhängigen 

Überwachungsstellen. Die Vertragsorgane betonen nach wie vor, dass die 

Überwachungsstellen über die rechtliche Befugnis verfügen sollten, Verstöße zu 

untersuchen und Sanktionen zu verhängen sowie eine transparente Berichterstattung 

über die Ergebnisse gegenüber den Parlamenten und der Öffentlichkeit 

sicherzustellen, um die Rechenschaftspflicht zu gewährleisten. Die Feldforschung der 

FRA hat gezeigt, dass unabhängige Überwachungsstellen zwar als wirksamer 

angesehen werden als öffentliche oder interne Überwachungsstellen, es den meisten 

von ihnen aufgrund des unverbindlichen Charakters ihrer Empfehlungen jedoch an den 

Ressourcen und/oder der Befugnis mangelt, um Inspektionen durchzuführen, eine 

ausreichende Zahl von Einrichtungen abzudecken oder Veränderungen durchzusetzen. 

Die an der Forschung Beteiligten stellten fest, dass eine wirksame und 

präventionsorientierte Überwachung auf der Zusammenarbeit zwischen 

verschiedenen Akteuren mit ähnlichen Überwachungsfunktionen, aber auch auf der 

Einbeziehung wichtiger Interessenträger und Sachverständiger, einschließlich 

Vertretungsorganisationen von Menschen mit Behinderung, beruht. 

Stellungnahme 4 der FRA 

Im Einklang mit dem Fakultativprotokoll zum Übereinkommen gegen Folter und den 

Artikeln 16 und 33 der Behindertenrechtskonvention sollten die Mitgliedstaaten dafür 

sorgen, dass die Überwachungsstellen unabhängig und mit ausreichenden Ressourcen 

ausgestattet sind und das Mandat haben, regelmäßige, transparente und 

unangekündigte Besuche in allen institutionalisierten Pflege- und 

Betreuungseinrichtungen für Menschen mit Behinderung durchzuführen, einschließlich 

öffentlicher und privater Dienste sowie solcher, die von Nichtregierungs- oder 

Wohltätigkeitsorganisationen betrieben werden. 

Die Mitgliedstaaten sollten die Überwachungsverfahren harmonisieren und die 

Zusammenarbeit zwischen den verschiedenen Überwachungsstellen fördern, indem 
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landesweite Mindeststandards für die Überwachung entwickelt werden, die in den 

Menschenrechten verankert sind und sich ausdrücklich mit dem Thema Gewalt 

befassen. Die Mitgliedstaaten werden ferner aufgefordert, Maßnahmen zur Verhütung 

von Gewalt zu einer Voraussetzung für die Zulassung und Akkreditierung aller Arten 

von Einrichtungen und Diensten für Menschen mit Behinderung zu machen. 

Die Mindeststandards sollten durch spezielle Überwachungsprotokolle ergänzt 

werden, die alters- und geschlechtsspezifischen Aspekten Rechnung tragen und auf die 

besonderen Bedürfnisse und die besondere Verletzlichkeit von Menschen mit 

Behinderung mit unterschiedlichen, sich überschneidenden Merkmalen zugeschnitten 

sind. 

Aufbau institutioneller Kapazitäten 

Die wirksame Umsetzung bestehender nationaler rechtlicher und politischer 

Rahmenbedingungen zur Verhütung von Gewalt ist abhängig von der Zuweisung 

angemessener Ressourcen, der Entwicklung gezielter Instrumente und der Stärkung 

der personellen Kapazitäten der Pflege- und Betreuungsanbieter sowie der Behörden, 

die für die Überwachung von und die Reaktion auf Gewalt in Einrichtungen zuständig 

sind. 

Ein wiederkehrendes Thema in allen Mitgliedstaaten, die im Rahmen der 

Feldforschung untersucht wurden, war das Fehlen wirksamer Präventionsmaßnahmen 

und struktureller Schutzvorkehrungen zur Abschreckung von Gewalt. Dies deutet 

darauf hin, dass Staaten ihrer Verpflichtung gemäß den internationalen 

Menschenrechtsnormen, Gesetze zu erlassen und Strategien und Maßnahmen zur 

Verhinderung von Menschenrechtsverletzungen umzusetzen, nicht ordnungsgemäß 

nachkommen. Wirksame Präventionssysteme würden nachhaltige Initiativen zum 

Kapazitätsaufbau umfassen, die sich an alle Berufsgruppen richten, die mit der 

Verantwortung betraut sind, internationalen, europäischen und nationalen 

Verpflichtungen zum Schutz vor, zur Prävention von und zur Reaktion auf Gewalt in 

Einrichtungen nachzukommen, mit dem Ziel, sie mit den Kenntnissen, Fähigkeiten und 

Instrumenten auszustatten, die für die Wahrnehmung dieser Aufgabe erforderlich 

sind. 

Die Beteiligten weisen darauf hin, dass die bestehenden Schulungen unzureichend, 

sporadisch und oft nicht verpflichtend sind. Sie sind der Auffassung, dass zu den 

Schulungsempfängern nicht nur Mitarbeiter der Einrichtungen gehören sollten, 

sondern auch Mitglieder der Überwachungsteams (sowohl öffentlicher als auch 

unabhängiger Stellen) sowie Mitarbeiter der Strafverfolgungsbehörden und der Justiz. 

Die Schulungen sollten die wichtigsten Grundsätze der Behindertenrechtskonvention 
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behandeln, aber auch die Fähigkeit vermitteln, Gewalt gegen Menschen mit 

Behinderung in Einrichtungen zu erkennen und dagegen vorzugehen. 

Stellungnahme 5 der FRA 

Die Mitgliedstaaten sollten eine verbindliche Fachschulung einführen, um Fachkräfte, 

die mit Menschen mit Behinderung arbeiten, in die Lage zu versetzen, Gewalt zu 

erkennen, zu verhindern und darauf zu reagieren. Die Schulungskurse sollten 

Fachkräfte aus verschiedenen Bereichen zusammenbringen, um die Zusammenarbeit 

und Koordination zwischen den verschiedenen Behörden zu fördern. 

Die Mitgliedstaaten werden aufgefordert, die Berichte über die Ergebnisse der 

Überwachungsbesuche durch eine konsequente praktische und methodische 

Unterstützung hinsichtlich der praktischen Umsetzung der Empfehlungen, die sich aus 

den Inspektionen und Überwachungsbesuchen ergeben, zu ergänzen. 

Gewährleistung der Teilhabe und Sensibilisierung für die 
eigenen Rechte 

In Übereinstimmung mit Artikel 4 Absatz 3 der Behindertenrechtskonvention und den 

anschließenden Leitlinien in der Allgemeinen Bemerkung Nr. 7 sollte jede Stelle, die 

mit der Überwachung von Einrichtungen für Menschen mit Behinderung beauftragt 

ist – sei es die nationale Stelle gemäß Artikel 33 Absatz 2, ein nationaler Mechanismus 

zur Verhütung von Folter oder eine andere „unabhängige Behörde“ gemäß Artikel 16 

Absatz 3 –, zivilgesellschaftliche und Vertretungsorganisationen von Menschen mit 

Behinderung gegebenenfalls aktiv in die Überwachungstätigkeiten einbeziehen. 

Die Untersuchungen der FRA lieferten keine Hinweise auf eine strukturierte 

Einbeziehung von Vertretungsorganisationen von Menschen mit Behinderung in die 

öffentliche Überwachung von Einrichtungen und nur vereinzelte Beispiele für die 

Einbeziehung solcher Organisationen in die Überwachung durch unabhängige 

Überwachungsstellen. Entsprechend den Grundsätzen eines Menschenrechtsansatzes 

wiesen die Befragten darauf hin, wie wichtig es ist, eine interne, benutzergesteuerte 

Überwachung einzurichten und Menschen mit Behinderung bzw. Menschen mit 

Erfahrungen aus Einrichtungen als Sachverständige in die Überwachungstätigkeiten 

einzubeziehen. 

Die Befragten betonten ferner, dass eine multidisziplinäre Überwachung für die 

Steigerung der Wirksamkeit von Überwachungstätigkeiten unerlässlich ist, da sie 

Ressourcen und Kapazitäten bündelt und vielfältige Fachkenntnisse, Perspektiven und 

Methoden zusammenführt. Durch die Anwendung multidisziplinärer und partizipativer 

Methoden werden Rechenschafts- und Präventionsinitiativen gestärkt, indem 
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Vertrauen aufgebaut wird. Dies ermöglicht die frühzeitige Erkennung versteckter 

Risiken, systemischer Lücken und subtiler Formen von Gewalt, die von externen 

Beobachtern möglicherweise übersehen werden, fördert koordinierte Reaktionen und 

begünstigt die Entwicklung gezielter, rechtebasierter Schutzmaßnahmen zur 

Verhütung von Gewalt in Einrichtungen. 

Um Gewalt vorzubeugen, gilt es auch, institutionalisierte Formen der Pflege und 

Betreuung abzuschaffen, die in vielen Ländern nach wie vor weit verbreitet sind und 

die Betroffenen entmündigen. Eine zentrale Herausforderung ist das weit verbreitete 

Unverständnis dessen, was Missbrauch ausmacht. Aufgrund der fehlenden Aufklärung 

über ihre Rechte sind sich Menschen mit Behinderung in vielen Fällen nicht bewusst, 

dass einige der Praktiken, denen sie ausgesetzt sind, tatsächlich verboten und 

unangemessen sind, was dazu führt, dass verschiedene Formen von Gewalt oft schon 

in sehr jungen Jahren als normal angesehen werden. 

Stellungnahme 6 der FRA 

Die Mitgliedstaaten sollten die uneingeschränkte und wirksame Beteiligung von 

Menschen mit Behinderung, auch durch ihre Vertretungsorganisationen, an der 

Konzeption, Umsetzung und Bewertung von Strategien und Programmen – 

einschließlich solcher zur Prävention und Bekämpfung von Gewalt in Einrichtungen – 

im Einklang mit Artikel 4 Absatz 3 der Behindertenrechtskonvention und der 

Allgemeinen Bemerkung Nr. 7 des Ausschusses für die Rechte von Menschen mit 

Behinderungen sicherstellen. 

Was die Überwachung von Einrichtungen betrifft, so sollten Anstrengungen 

unternommen werden, um sicherzustellen, dass die Überwachungsteams 

multidisziplinär sind, indem Sozialarbeiter und externe Akteure, wie unparteiische 

medizinische Fachkräfte, Menschenrechtsexperten, Menschen mit Behinderung und 

Menschen mit Erfahrungen aus Einrichtungen, einbezogen werden. 

Die Mitgliedstaaten sollten für Menschen mit Behinderung, die in Einrichtungen leben, 

geeignete Programme zur Sensibilisierung für die eigenen Rechte und zur Stärkung 

ihrer Selbstbestimmung einrichten. Solche Programme sollten sich darauf 

konzentrieren, wie Risiken, potenzielle Verstöße und unangemessenes Verhalten 

erkannt und wie und wo Rat und Abhilfe eingeholt werden können. Die Programme 

sollten für alle Menschen mit Behinderung uneingeschränkt zugänglich sein und unter 

anderem alters- und geschlechtsspezifischen Aspekten Rechnung tragen. 
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Durchsetzung von Maßnahmen gegen Gewalt 

„Was Menschen mit kognitiven und relationalen Problemen betrifft, müssen 

Beschwerden auf ganz andere Weise aufgegriffen werden. Da Einrichtungen 

geschlossene Strukturen sind, besteht das große Risiko, dass in solchen Fällen die 

Äußerung von Unbehagen einfach ignoriert wird.“ 

Vertreter einer regionalen zivilgesellschaftlichen Organisation, Italien 

Stärkung der Berichterstattungs- und 
Unterstützungsmechanismen 

Ein Grundsatz des Menschenrechtsansatzes ist die Rechenschaftspflicht: Die 

internationalen Menschenrechtsnormen verpflichten die Staaten, wirksam gegen 

Gewalt gegen Menschen mit Behinderung vorzugehen. Die Rechenschaftspflicht im 

Rahmen der Behindertenrechtskonvention und anderer internationaler Verträge 

erfordert Reaktionsmaßnahmen – darunter die Bereitstellung von Informationen und 

die Gewährleistung der Zugänglichkeit von Beschwerdemechanismen –, die für die 

Wahrung der Rechte und der Würde von Menschen mit Behinderung und die 

Behebung von Schutzdefiziten in Einrichtungen von wesentlicher Bedeutung sind. 

Die Mitgliedstaaten haben gemäß Artikel 47 der Grundrechtecharta, Artikel 13 EMRK, 

Artikel 13 der Behindertenrechtskonvention und Artikel 2 des IPBPR dafür zu sorgen, 

dass Opfer sämtlicher Straftaten Zugang zu wirksamen Abhilfeverfahren haben. Gemäß 

Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe f und Artikel 21 der Behindertenrechtskonvention sowie 

Erwägungsgrund 15 der Opferschutzrichtlinie setzt der uneingeschränkte Zugang zur 

Justiz und zu Unterstützung voraus, dass die Betroffenen über die Existenz und die 

Funktionsweise der verfügbaren Beschwerde- und Meldemechanismen informiert sind 

und Zugang zu entsprechenden Informationen haben. 

Die Rechenschaftspflicht der Verantwortlichen für die Einhaltung der Menschenrechte 

und die Gewährleistung des Zugangs zur Justiz für Menschen mit Behinderung hängt 

davon ab, dass Opfer und Zeugen vortreten und Vorfälle melden. Menschen mit 

Behinderung in Einrichtungen sehen sich jedoch häufig mit rechtlichen, 

kommunikativen, physischen und einstellungsbezogenen Hindernissen konfrontiert, 

die sie genau daran hindern. Die Angst vor Vergeltungsmaßnahmen oder sekundärer 

Viktimisierung sowie der Mangel an tragfähigen Pflege- und Betreuungsalternativen 

sind eine weitere Hürde, die die Betroffenen, insbesondere diejenigen, die in hohem 

Maße von institutionellem Personal abhängig sind, davon abhält, Fälle von Gewalt zu 

melden. 
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Die Untersuchungsergebnisse deuten zudem auf die Notwendigkeit hin, eine proaktive 

Überwachung einzurichten oder diese auszuweiten, da eine solche Überwachung auch 

als Reaktionsmechanismus dienen kann und Opfern eine praktische Möglichkeit bietet, 

Straftaten zu melden. 

In Einrichtungen liegt die Bereitstellung von Informationen über Beschwerden und die 

Meldung von Gewalt fast ausschließlich in der Verantwortung der Diensteanbieter. Die 

internen Beschwerdemechanismen unterscheiden sich je nach Land, Region, 

Zielgruppe, Art der Einrichtung und jeweiliger Einrichtung. Ihre Schaffung, 

Funktionsweise und Aufsicht bleiben weitgehend der jeweiligen Einrichtung 

überlassen. 

In den Artikeln 8 und 9 der Opferschutzrichtlinie ist festgelegt, dass Opfer Anspruch 

auf kostenlose und angemessene Opferunterstützungsdienste haben. Die vorliegende 

Untersuchung der FRA umfasst zwar keine Analyse der verfügbaren 

Opferunterstützungsdienste, doch bestätigen die Daten, dass solche Dienste in vielen 

Ländern nicht ausreichend auf die Bedürfnisse von Menschen mit Behinderung 

zugeschnitten sind. Ihnen mangelt es oft an Zugänglichkeitsfunktionen und sie bieten 

keine individuelle Unterstützung, beispielsweise Hilfe beim Ausfüllen und 

Weiterverfolgen einer Beschwerde, Rechtsberatung oder Rechtsbeistand oder 

psychologische Beratung. 

Nach Artikel 25 der Opferschutzrichtlinie müssen die Mitgliedstaaten sicherstellten, 

dass Amtsträger, die voraussichtlich mit Opfern in Kontakt kommen, eine für ihren 

Kontakt mit den Opfern angemessene allgemeine wie auch spezielle Schulung 

erhalten, um sie unter anderem für die Rechte und Bedürfnisse der Opfer zu 

sensibilisieren. Menschen mit Behinderung stehen beim Zugang zu Rechtsbeistand vor 

strukturellen Hindernissen, darunter komplexe Verfahren und ein Mangel an 

maßgeschneiderter Unterstützung – Probleme, die als hartnäckig und zutiefst 

entmündigend beschrieben werden. 

Während einige Länder über umfassende Konzepte zur Meldung von Gewalt verfügen 

und einige übertragbare Praktiken – insbesondere im Bereich der Unterstützung von 

Opfern im Kindesalter – bestehen, sind diese Beispiele nach wie vor begrenzt, was 

deutlich macht, dass systematischere und gründlichere Anstrengungen erforderlich 

sind, um einen zugänglichen, vertrauenswürdigen und wirksamen Zugang zu 

Informationen und Unterstützung zu gewährleisten. 

Stellungnahme 7 der FRA 

Um eine wirksame Reaktion auf Gewalt gegen Menschen mit Behinderung in 

Einrichtungen zu gewährleisten, sollten die Mitgliedstaaten Maßnahmen ergreifen, mit 
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denen zugängliche und befähigende Strukturen sichergestellt werden, die die Meldung 

innerhalb der Einrichtungen erleichtern. 

Die Mitgliedstaaten werden aufgefordert, dafür zu sorgen, dass alle Opfer und 

Personen, die Verstöße melden, zuverlässig und wirksam von Maßnahmen zum Schutz 

vor sekundärer und wiederholter Viktimisierung gemäß Artikel 47 Absatz 1 der 

Grundrechtecharta und Artikel 23 der Opferschutzrichtlinie profitieren können. 

Die Mitgliedstaaten sollten den Schutz von Hinweisgebern garantieren und 

Schutzvorkehrungen gegen Vergeltungsmaßnahmen für Dritte schaffen, die 

Missbrauch melden. Mindeststandards für Reaktionen auf gemeldete Fälle von Gewalt 

in Pflege- und Betreuungseinrichtungen sollten die vorübergehende Entlassung oder 

Suspendierung mutmaßlicher Täter und die sofortige Verlegung der Opfer in eine 

andere Pflege- und Betreuungseinrichtung zwecks Kontinuität der Pflege und 

Betreuung umfassen. 

Investitionen in gemeinsame und abgestimmte 
Maßnahmen und Verweisungen 

Eine wirksame Reaktion auf Gewalt in Einrichtungen erfordert eine strukturierte 

Koordinierung, um eine zugängliche Meldung, eine rasche Verweisung und 

individuelle, opferzentrierte Dienste zu gewährleisten und so die derzeitige 

Fragmentierung der Dienste zu überwinden, durch die den Opfern die dringend 

benötigte Unterstützung vorenthalten bleibt. 

Bei Fällen von Gewalt gibt es nur eine begrenzte Koordinierung zwischen den 

zuständigen Behörden, wobei Verweisungsmechanismen entweder fehlen oder nicht 

strukturell oder institutionell verankert sind. Die wirksame Verweisung von Fällen von 

Gewalt erfordert ein gemeinsames und abgestimmtes Vorgehen und die strukturierte 

Einbindung von Diensteanbietern, Regulierungsstellen, Überwachungs- und 

Beschwerdemechanismen sowie Strafjustizbehörden. Die verstärkte Zusammenarbeit 

umfasst Arbeitssitzungen, gemeinsame Bemühungen im Rahmen von Foren zur 

Politikentwicklung, gemeinsame Interessenvertretung, Peer-to-Peer-Lernen, die 

Förderung partizipativer Strukturen und die sinnvolle Einbeziehung von 

Vertretungsorganisationen sowohl in politische Entscheidungsprozesse als auch in 

Überwachungs- und Beschwerdemechanismen. 

Stellungnahme 8 der FRA 

Die Mitgliedstaaten werden aufgefordert, dafür zu sorgen, dass Fällen von Gewalt mit 

integrierten Maßnahmen begegnet wird. Gemeinsame und abgestimmte Maßnahmen 

sollten auf standardisierten Verfahren beruhen, an denen alle zuständigen Behörden 
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beteiligt sind, und branchenübergreifende Kapazitäten umfassen, um Risikosituationen 

zu bewerten und wirksame Verweisungsmechanismen einzurichten.  
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